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H E R A U S G E G E B E N  V O M  A M T D E R  T I R O L E R  L A N D E S R E G I E R U N G ,  A B T E I L U N G  G E M E I N D E A N G E L E G E N H E I T E N

Gemeindefinanzbericht

Im Dezember 2008 ist der Gemeindefinanzbericht
erschienen. Er wurde wieder von der Kommunalkredit
Austria in Kooperation mit dem Österreichischen Ge-
meindebund und dem Österreichischen Städtebund
herausgegeben. Der Gemeindefinanzbericht analysiert
die Rechnungsabschlüsse 2007 der Gemeinden Öster-
reichs. Er kann unter
www.kommunalkredit.at/gemeindefinanzbericht2008
eingesehen werden.

Die Gemeinden profitierten von der guten Konjunk-
tur 2007. Das Bruttoinlandsprodukt stieg um reale 3,1 %
und lag damit über dem EU-27-Durchschnitt (2,9 %).
Die positive Wirtschaftsentwicklung führte zu einem
starken Anstieg der Ertragsanteile an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben als der zentralen kommu-
nalen Einnahmequelle (7,3 %). Dank guter Beschäfti-
gungslage entwickelten sich auch die Kommunalsteuer-
einnahmen sehr dynamisch (6,3 %).

Neben der Einnahmensteigerung verzeichneten die
Gemeinden aber auch ein stetiges Wachstum ihrer Aus-
gaben. Die Gesamtausgaben stiegen um 5,6 %. Der aus-
gabenintensivste Bereich sind die Dienstleistungen
(Wasser, Kanal, Müll und dergleichen), auf die 32 % der

Gesamtausgaben entfallen. Bereiche mit besonders
hohen Ausgabensteigerungen sind soziale Wohlfahrt
(Grundsicherung, Rehabilitation, Pflegegeld, Jugend-
wohlfahrt und dergleichen, 7,4 %) und Gesundheit
(Krankenanstalten, Gemeindesanitätsdienst und der-
gleichen, 4,5 %). Auf soziale Wohlfahrt entfallen 9 %,
auf Gesundheit 6 % der Gesamtausgaben. Von beson-
derer und wachsender Bedeutung sind auch die Ausga-
ben für Unterricht, Erziehung, Sport (Kindergärten,
Schulen, Kinderbetreuung und dergleichen), auf die
14 % der Gesamtausgaben entfallen.

Die Finanzschulden der Gemeinden blieben beinahe
konstant (+ 0,7 %). Die Finanzschulden entfallen zu ei-
nem großen Teil auf Betriebe mit marktbestimmter Tä-
tigkeit (Abschnittte 85�89 der VRV, wie Wasser, Kanal,
Müll und dergleichen). Im Jahr 2007 sind die Finanzie-
rungskosten (Zinsen!) stark gestiegen (+ 25,5 %).

Die Gemeinden waren auch 2007 größter öffentlicher
Investor. Die Gemeinden ohne Wien investierten 1.959
Mio. Euro (36,4 %). Von den Investitionen entfielen auf
den Bund 1.899 Mio. Euro (35,3 %), auf die Länder ohne
Wien 1.098 Mio. Euro (20,4 %), auf die Gemeinden mit
Wien 2.211 Mio. Euro (41 %) und auf die Sozialversi-
cherungen 180 Mio. Euro (3,3 %).

1.
Einige kritische Gedanken zu den Gemeindefinanzen
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Abgrenzung des Sektorenbereiches und 
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Diese Tendenzen haben sich auch im Jahr 2008 fort-
gesetzt. Die wichtigsten Einnahmen der Gemeinden,
wie die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben und die Kommunalsteuer, wiesen starke
Steigerungen auf, auch die wichtigsten Ausgaben stie-
gen ungebrochen weiter. 

Im Jahr 2009 wird es � bedingt durch die Entwick-
lung der Finanzkrise zu einer weltweiten Wirtschafts-
krise � zu Einbrüchen bei den Einnahmen, insbesonde-
re bei den Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben und der Kommunalsteuer, kommen.
Die Ausgaben für Schulen und Kindergärten, soziale
Wohlfahrt und Gesundheit werden weiterhin stark stei-
gen. Dazu werden mit der Erhaltung und Sanierung von
öffentlichen Verkehrsflächen alte und mit der ther-
misch-energetischen Sanierung an Kommunalgebäuden
neue kostenintensive Aufgaben die Gemeinden bela-
sten.

Bericht über die Finanzlage der Gemeinden Tirols

Im Oktober 2008 ist der Bericht über die Finanzlage
der Gemeinden Tirols erschienen. Er wurde vom Amt
der Tiroler Landesregierung, Abteilung Gemeindeange-
legenheiten, Sachbearbeiter Klemens Hofer, herausge-
geben. Der Bericht analysiert die Rechnungsabschlüsse
2007 der Gemeinden Tirols. Der Bericht ist den Ge-
meinden bereits zugegangen.

Einige besonders wichtige Überlegungen sollen
nochmals in Erinnerung gerufen werden.

Die Tiroler Gemeinden haben nach § 89 Abs. 4 der
Tiroler Gemeindeordnung 2001 ihre ordentlichen Ein-
nahmen und Ausgaben getrennt nach regelmäßig
wiederkehrenden (fortdauernden) und nach Art und
Höhe zeitlich vereinzelten (einmaligen) Leistungen
auszuweisen. Im Voranschlag und im Rechnungsab-
schluss werden daher die Einnahmen und Ausgaben
nicht nur nach den zehn Hauptgruppen der Ansätze
(Gliederung der Ansätze nach den Gruppen 0�9) und
dem Voranschlags-/Rechnungsquerschnitt nach der
VRV 1997 (Anlage 5b), sondern auch getrennt nach
fortdauernden auf der einen Seite und einmaligen und
außerordentlichen auf der anderen Seite ausgewiesen
(Querschnitt nach der TGO 2001). 

Die Differenz zwischen den fortdauernden Einnah-
men und den fortdauernden Ausgaben � ohne Berück-
sichtigung der Ausgaben für den laufenden Schulden-
dienst � ergibt den Bruttoüberschuss der fortdauern-
den (laufenden) Gebarung. Dieser Bruttoüberschuss
stellt in etwa jene finanziellen Mittel dar, die den Ge-
meinden � ohne Berücksichtigung der einmaligen und
außerordentlichen Einnahmen, die naturgemäß von Jahr
zu Jahr größeren Schwankungen unterworfen sind und
daher außer Betracht bleiben müssen � zur Finanzie-
rung von Investitionen oder sonstigen einmaligen
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Ausgaben und zur Aufbringung des Schuldendienstes
für die aufgenommenen Darlehen zur Verfügung stehen.
Der Bruttoüberschuss stellt somit eine wichtige öko-
nomische Kennziffer für die Beurteilung der Finanzsi-
tuation einer Gemeinde dar. Je höher, desto besser die
Finanzlage, desto mehr finanziellen Spielraum hat die
Gemeinde.

Der Bruttoüberschuss der laufenden Gebarung der
Gemeinden ohne Innsbruck erhöhte sich von 201,9
Mio. Euro im Jahr 2006 auf 225,2 Mio. Euro im Jahr
2007 (+ 11,6 %).

Zur Beurteilung der tatsächlichen Finanzlage ist von
Bedeutung, in welchem Ausmaß dieser Bruttoüber-
schuss (Saldo der fortdauernden Gebarung) durch
Schuldendienstverpflichtungen (Zinsen und Tilgungen)
belastet ist. Für die Beurteilung der Finanzlage wird der
errechnete Bruttoüberschuss um einen Sicherheitsfak-
tor von 20 % vermindert (dieser soll etwaige Schwan-
kungen bei den fortdauernden Einnahmen und Ausga-
ben ausgleichen).

Setzt man die Schuldendienstverpflichtungen in ein
prozentuelles Verhältnis zum Bruttoüberschuss der
fortdauernden Gebarung, so ergibt sich daraus der Ver-
schuldungsgrad.

Beträgt der Schuldendienst 0 bis 20 % des Brutto-
überschusses, so spricht man von keiner oder einer ge-
ringen Verschuldung, beträgt er 21 bis 50 % des Brut-
toüberschusses, so spricht man von einer mittleren Ver-
schuldung, beträgt er 51 bis 80 % des Bruttoüberschus-
ses, so spricht man von einer starken Verschuldung,
beträgt er mehr als 80 % spricht man bereits von Voll-
verschuldung (Überschuldung). Das bedeutet, dass
die betreffende Gemeinde nur mehr einen geringen
finanziellen Spielraum hat bzw. nicht mehr in der
Lage ist, den Schuldendienst aus eigener Kraft zu
leisten. 

Der laufende Schuldendienst der Gemeinden ohne
Innsbruck ist von 68,6 Mio. Euro im Jahr 2006 auf 73,3
Mio. Euro im Jahr 2007 gestiegen (+ 7,0 %). Die Ursa-
chen für diese Steigerung sind insbesondere beim stark
gestiegenen Zinsniveau zu suchen.Der durchschnittli-
che Verschuldungsgrad ist 2007 gegenüber dem Vor-
jahr mit 33 % gleich geblieben, da auch der Bruttoüber-
schuss eine steigende Tendenz aufgewiesen hat.

Von den im Jahr 2007 aufsichtsbehördlich geneh-
migten Darlehen in Höhe von 95,1 Mio. Euro entfielen
21,2 Mio. Euro, das entspricht 22,3 %, auf zinsgünstige
Bankdarlehen und Darlehen des Wasserleitungsfonds (im
Vorjahr 103,1 Mio. Euro bzw. 29,0 Mio. Euro).

Weiters wurden im Jahr 2007 Haftungen für Bank-
darlehen in Höhe von 56,2 Mio. Euro (im Vorjahr 46,9
Mio. Euro) übernommen. Das Leasingvolumen betrug
im Jahr 2007 9,3 Mio. Euro (im Vorjahr 10,2 Mio. Euro).

Die aufsichtsbehördlich genehmigten Darlehen
haben sich gegenüber dem Jahr 2006 um 7,8 % verrin-
gert, die genehmigten Haftungen jedoch sind um rund
20,0 % gestiegen. Das Leasingvolumen ist gegenüber
dem Vorjahr um 8,9 % gesunken.

Von den 278 Gemeinden Tirols ohne Innsbruck sind
56 (20 %) nicht bzw. nur gering, 139 (50 %) mittelmä-
ßig, 64 (23 %) stark und 19 (7 %) als voll verschuldet
bzw. überschuldet anzusehen. Zwei Gemeinden sind
schuldenfrei. 

Der Vorjahresvergleich zeigt, dass sich die Zahl der
nicht oder gering verschuldeten Gemeinden von 54 auf
56 und jene mit mittlerer Verschuldung von 134 auf 139
erhöht hat. Die Zahl der stark verschuldeten Gemein-
den ist von 67 auf 64 zurückgegangen, jene der voll ver-
schuldeten Gemeinden von 23 auf 19.

Der absolute Schuldenstand zum 31. Dezember
2007 der Tiroler Gemeinden wird in der folgenden Ta-
belle der Bedeckung des Schuldendienstes dargestellt: 
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Kategorie 1 = Schulden, deren Schuldendienst mehr als zur Hälfte aus allgemeinen Deckungsmitteln getragen wird (z.B. für den
Schulbereich etc.)

Kategorie 2 = Schulden für Einrichtungen der Gebietskörperschaft, bei denen jährlich ordentliche Einnahmen in der Höhe von
mindestens 50 % der ordentlichen Ausgaben erzielt werden (z.B. für Wasser und Kanal, wo Gebühreneinnahmen erzielt werden)
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Der Schuldenstand der Gemeinden ohne Innsbruck
ist 2007 um 3,1 Mio. Euro gesunken. 71,3 % des Schul-
denstandes entfallen auf Schulden der Kategorie 2. Der

Schuldenstand der Landeshauptstadt Innsbruck hat
sich gegenüber dem Vorjahr um rund 2,6 Mio. Euro
(� 12,3 %) verringert.
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Im Jahr 2008 haben sich die für 2007 festgestellten
erfreulichen Tendenzen fortgesetzt.

Im Jahr 2009 hingegen ist bei stagnierenden, in vie-
len Gemeinden sogar sinkenden Einnahmen und an-
haltend steigenden Ausgaben ein Druck in Richtung
höherer Verschuldung zu erwarten.

Schlussfolgerungen

Die düsteren wirtschaftlichen Aussichten im Jahr
2009 sind Anlass, die Ausführungen zu Finanzlage und
Verschuldungsgrad der Gemeinden immer wieder in Er-
innerung zu rufen.

Angesichts stagnierender, in vielen Gemeinden so-
gar sinkender Einnahmen und weiterhin steigender
Ausgaben kommt einer vorsichtigen Budgetpolitik be-
sondere Bedeutung zu. Insbesondere sind Finanzlage
und Verschuldungsgrad der Gemeinde stets im Auge zu
behalten.

Die Gemeinden werden daher eindringlich daran er-
innert, den Voranschlag 2009 mit der Sorgfalt zu er-
stellen und zu vollziehen, die die Tiroler Gemeinde-
ordnung 2001 von ihnen verlangt. Mit besonderer Sorg-
falt sind die Bestimmungen über außerordentliche Vor-
haben (§ 82), Rücklagen (§ 83 Abs. 1, 2 und 4), die Auf-
nahme von Krediten und Kontokorrentkrediten (§ 84)
und die Übernahme von Bürgschaften und sonstigen
Haftungen (§ 86 in Verbindung mit § 85), die Verpfän-
dung von Liegenschaften (§ 87), und den Gemeinde-
haushalt (§§ 88 bis 108) zu beachten. Die Einhaltung
dieser Bestimmungen ist im Zuge der Haushaltskon-

trolle regelmäßig zu überwachen (§§ 110 bis 112 in Ver-
bindung mit § 109 über die Kassenprüfung und die Vor-
prüfung des Rechnungsabschlusses durch den Über-
prüfungsausschuss).

In die Erfassung des Schuldendienstes bei der Dar-
stellung der Finanzlage sind alle Verpflichtungen auf-
zunehmen, für die die Gemeinde nach zivil- oder unter-
nehmensrechtlichen Regeln gerade zu stehen hat. Zu
erfassen ist nicht nur der Schuldendienst für Darlehen
und Kredite der Gemeinde. Zu erfassen sind vielmehr
auch alle jene Fälle, in denen die Gemeinde anstelle ei-
nes von ihr im Rechtssinne verschiedenen Schuldners
oder neben einem von ihr im Rechtssinne verschiede-
nen Schuldner vom Gläubiger in Anspruch genommen
werden kann (Bürgschaften und sonstige Haftungen).
Gerade in den Fällen der Auslagerung kommunaler
Tätigkeiten in Gesellschaften des Aktienrechts, des
Rechts der Gesellschaften mit beschränkter Haftung
und des Unternehmensrechts (Kommanditgesellschaf-
ten) mit entsprechender Beteiligung der Gemeinde ist
besondere Vorsicht geboten. Damit keine �Blasen� ent-
stehen können, die irgendeinmal schmerzhaft �plat-
zen�, wird sich eine Gemeinde, um innerhalb eines Ver-
schuldungsgrades bis höchstens 80 % selbst noch Dar-
lehen aufnehmen oder Kreditverträge abschließen zu
können, von Bürgschaften und sonstigen Haftungen
vorher zu lösen haben.

Schließlich wird mehr denn je von Bedeutung sein,
Augenmaß zu wahren und bei der Verwirklichung der
Wünsche und Projekte der Gemeinde stets einen Schritt
nach dem anderen zu setzen.

Kategorie 3 = Schulden, die für andere Gebietskörperschaften aufgenommen worden sind und deren Schuldendienst mindestens
zur Hälfte erstattet wird

Kategorie 4 = Schulden, die für andere Rechtsträger aufgenommen worden sind und deren Schuldendienst mindestens zur Hälfte
der Gemeinde erstattet wird

Folgende Tabelle zeigt die Entwicklung des Schuldenstandes der Tiroler Gemeinden in den letzten Jahren:
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1. Der Europäische Gerichtshof hat am 10. April 2008
das Urteil in der Rechtssache C-393/06 erlassen. Die-
ser Rechtssache liegt ein Vorabentscheidungsersu-
chen des Vergabekontrollamtes Wien zugrunde, nach
dem der EuGH zu klären hatte, ob die Vorschrif-
ten der RL 2004/17/EG (�Sektoren-RL�) oder der
RL 2004/18/EG (�Vergabe-RL�) zur Anwendung ge-
langen.

2. Die Fernwärme Wien GmbH wurde am 22. Jänner
1969 gegründet, um Wohnungen, öffentliche Ein-
richtungen, Büros und Unternehmen im Bereich der
Stadt Wien mit Fernwärme zu versorgen. Dazu nutzt
sie Energie aus der Abfallentsorgung anstelle von
Energie aus nicht erneuerbaren Energiequellen. Sie
besitzt Rechtspersönlichkeit und steht über eine Hol-
dingkonstruktion (Wiener Stadtwerke Holding AG)
zu 100 % im Eigentum der Stadt Wien, die die Ge-
schäftsführer der Gesellschaft und die Mitglieder des
Aufsichtsrats bestellt, abberuft und entlastet. Darü-
ber hinaus ist die Stadt Wien über das Kontrollamt be-
rechtigt, die wirtschaftliche und finanzielle Gebarung
des Unternehmens zu prüfen. Neben der Versorgung
mit Fernwärme befasst sich die Fernwärme Wien
GmbH auch im Wettbewerb mit anderen Unterneh-
men mit der Generalplanung von Kälteanlagen für
größere Immobilienprojekte.

3. Der dem Ausgangsverfahren zugrunde liegende Sach-
verhalt war dergestalt, dass die Fernwärme Wien
GmbH am 1. März 2006 die Errichtung einer Kälte-
anlage für das Projekt eines Büro- oder Geschäft-
szentrums in Wien ausschrieb und in der Ausschrei-
bung festhielt, dass das österreichische Vergaberecht
auf den gegenständlichen Vorgang keine Anwendung
finde. Auch die Ing. Aigner GmbH beteiligte sich an
diesem Verfahren mit einem Angebot, welches je-
doch auf Grund von Negativreferenzen nicht wei-
ter verhandelt wurde. Diese Entscheidung focht die
Ing. Aigner GmbH beim VKS Wien an.

4. Mit der ersten Frage hatte der EuGH zu klären,
ob ein Auftraggeber, der eine Tätigkeit im Sinne
der Art. 3 bis 7 der RL 2004/17/EG (�Sektorentä-
tigkeit�) ausübt, das Vergabeverfahren nach der
RL 2004/17/EG auch im Zusammenhang mit Tätig-
keiten anwenden muss, die er neben seiner Sektoren-

tätigkeit in anderen Bereichen unter Wettbewerbsbe-
dingungen ausübt. Dazu hielt der Gerichtshof fest,
dass die RL 2004/17/EG nach ihrem Art. 20 Abs. 1
nur eingeschränkte, auf bestimmte Tätigkeiten (Art. 3
bis 7 der RL 2004/17/EG) begrenzte Geltung hat und
daher eine �enge Auslegung der Bestimmungen der RL
2004/17/EG erforderlich� ist (Rz 27); hingegen hat
die RL 2004/18/EG allgemeine Geltung und umfasst
nahezu alle Bereiche des wirtschaftlichen Lebens, so-
weit es sich nicht um Sektorentätigkeiten handelt.
Folglich kam der EuGH zum Schluss, dass im Rah-
men der RL 2004/17/EG die so genannte �Infek-
tionstheorie� (vgl. dazu Rs C-44/96, Mannesmann,
Slg. 1998, I-73) nicht angewendet werden kann
(Rz 30) und solche Aufträge in den Anwendungsbe-
reich der RL 2004/17/EG fallen, die ein Sektorenauf-
traggeber �im Zusammenhang mit und zum Zweck
der Durchführung von Sektorentätigkeiten� vergibt
(Rz 31).

5. Mit der zweiten Frage hatte der EuGH zu klären, ob
eine Einrichtung wie die Fernwärme Wien GmbH als
Einrichtung des öffentlichen Rechts im Sinne der
RL 2004/17/EG oder der RL 2004/17/EG zu qualifi-
zieren ist. Der Begriff �Einrichtung des öffentlichen
Rechts� wird in Art. 2 Abs. 1 lit. a der RL 2004/17/EG
und in Art. 1 Abs. 9 der RL 2004/18/EG in gleicher
Weise definiert. Der Gerichtshof hatte im Detail zu
prüfen, ob die Fernwärme Wien GmbH zu dem be-
sonderen Zweck gegründet wurde, im Allgemein-
interesse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art
zu erfüllen. Das Vorliegen von im Allgemeinin-
teresse liegender Aufgaben bejahte der EuGH auf
Grund der Tatsache, dass die Fernwärme Wien GmbH
�zu dem besonderen Zweck gegründet wurde, Woh-
nungen, öffentliche Gebäude, Unternehmen und Büros
im Bereich der Stadt Wien durch Nutzung von Ener-
gie aus der Abfallverbrennung mit Wärme [mittels
eines umweltfreundlichen Verfahrens] zu versorgen�
(Rz 39), und dass die Erziehlung von Gewinnen nicht
vorrangiger Hauptzweck bei der Gründung der Fern-
wärme Wien GmbH war (Rz 42). Ob diese im Allge-
meininteresse liegenden Aufgaben auch nicht ge-
werblicher Art sind, ist danach zu beurteilen, ob die
fragliche Einrichtung ihre Tätigkeit unter Wettbe-

2.
Vergaberecht: Auftraggeberbegriff, Abgrenzung des Sektorenbereiches und

Vergaberegime bei Tätigkeiten in unterschiedlichen Bereichen
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werbsbedingungen ausübt. Dazu ist der Referenz-
markt zu betrachten, für den die in Rede stehende
Einrichtung des öffentlichen Rechts gegründet wur-
de (Rz 43; nicht hingegen in dem sie ihre Tätigkeit
entfaltet), in concreto daher der Sektor der Versor-
gung mit Fernwärme durch Nutzung von Energie aus
Abfallverbrennung (Rz 43; der Gerichtshof lehnte da-
mit eine Bezugnahme auf den Markt für Raumwär-
me, der auch andere Energieträger wie Gas, Öl, Koh-
le etc. umfasst, ab; vgl. dazu hingegen den Wortlaut
der Vorlagefrage 2). 

5. In weiterer Folge untersucht der GH, ob ein �ent-
wickelter Wettbewerb� im Sinne der Judikate 
C-360/96, BFI Holding, Rz 49, bzw. C-223/99, Ago-
rá und Excelsior, Rz 38, vorliegt: Da die Fernwärme
Wien GmbH in diesem Sektor quasi ein Monopol in-
nehat � die beiden anderen auf diesem Gebiet tätigen
Gesellschaften sind sehr klein und stellen daher kei-
ne echte Konkurrenz dar � der Fernwärmesektor über
�beträchtliche Autonomie� verfügt (eingeschränkte
Substitutionsmöglichkeiten, weil sich das Fernwär-
mesystem � auch unter Zugrundelegung der Um-
welterwägungen � nur schlecht durch andere Ener-
gieformen ersetzen ließe), und nach Auffassung des
EuGH �in Anbetracht des Drucks der öffentlichen Mei-
nung [die Stadt Wien] � die Abschaffung dieses Sy-
stems selbst dann nicht zulassen [würde], wenn es mit
Verlusten arbeiten sollte�, kann ein �entwickelter Wett-
bewerb� im Sinne der erwähnten Judikate �keines-
wegs� vorliegen (Rz 44 bis 46). Daher könnte die Fern-
wärme Wien GmbH bei der Vergabe von Aufträgen
von anderen als wirtschaftlichen Erwägungen geleitet
werden. Aus diesem Grund antwortete der EuGH
konsequenter Weise, dass eine Einrichtung wie die
Fernwärme Wien GmbH als Einrichtung des öffent-
lichen Rechts sowohl im Sinne von Art. 2 Abs. 1
lit. a UAbs. 2 der RL 2004/17/EG als auch von Art. 1
Abs. 9 UAbs. 2 der RL 2004/18/EG zu qualifizieren
sei.

6. Mit der dritten Frage hatte der EuGH darüber zu be-
finden, ob alle Aufträge, die von einer Einrichtung des
öffentlichen Rechts vergeben werden, den Bestim-
mungen der einen oder anderen Richtlinie zu unter-
werfen sind, obwohl aufgrund wirksamer Vorkeh-
rungen eine klare Trennung zwischen einerseits jenen
Tätigkeiten möglich ist, die diese Einrichtung ausübt,
um ihrem Auftrag zur Erfüllung im Allgemeinin-
teresse liegender Aufgaben nachzukommen, und an-
dererseits den von ihr unter Wettbewerbsbedingun-

gen ausgeübten Tätigkeiten, wodurch eine Querfi-
nanzierung dieser beiden Arten von Tätigkeiten aus-
geschlossen werden soll.
Zur Beantwortung verweist der Gerichtshof auf sei-
ne Rechtssprechung in der Rs C-44/96, Mannes-
mann, Rz 35, wo er zu dem Schluss gelangt ist, dass
alle Aufträge, die von einer Einrichtung mit der
Eigenschaft eines öffentlichen Auftraggebers verge-
ben werden, unabhängig von ihrem Wesen den Be-
stimmungen der entsprechenden Vergabe-Richtlinie
zu unterwerfen sind. Dies hat der Gerichtshof für öf-
fentliche Dienstleistungsaufträge (Rs C-360/96, BFI
Holding, Rz 55/56) und für öffentliche Lieferauf-
träge (Rs C-373/00, Truley, Rz 56) bestätigt, und
diese Rechtssprechung ist auch auf die �neue�
RL 2004/18/EG anzuwenden (Rz 51). Ferner hat die-
se Feststellung �auch für Einrichtungen mit einer
Buchführung zu gelten, die auf eine klare interne Tren-
nung zwischen den Tätigkeiten, die sie ausüben, um ih-
rem Auftrag nachzukommen, im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben zu erfüllen, und den von ihnen unter
Wettbewerbsbedingungen ausgeübten Tätigkeiten ab-
zielt� (Rz 52), weil seitens des EugH ernsthaft be-
zweifelt wird, dass es tatsächlich möglich ist, eine sol-
che Trennung zwischen den verschiedenen Tätigkei-
ten einer Einrichtung vorzunehmen (Rz 53). Denn
die Einrichtung bildet eine einzige juristische Person,
sie hat eine einheitliche Vermögens- und Eigentum-
sordnung und die Leitungs- und Verwaltungsent-
scheidungen werden einheitlich getroffen. Darüber
hinaus bestünden nach Auffassung des GH weitere
praktische Hindernisse im Zusammenhang mit der
vorherigen oder nachträglichen Kontrolle der voll-
ständigen Aufteilung der unterschiedlichen Tätig-
keitsbereiche der betreffenden Einrichtung und der
Zugehörigkeit der fraglichen Tätigkeit zu dem einen
oder dem anderen Bereich. Daher folgt nach Ansicht
des EuGH aus �Gründen der Rechtssicherheit, der
Transparenz und der Vorhersehbarkeit� (Rz 54), dass
alle Aufträge dem gemeinschaftlichen Vergaberecht
unterliegen. Bei Aufträgen, die von einer Einrichtung
wie der Fernwärme Wien GmbH vergeben werden,
fallen die Aufträge, die der Ausübung der Sektoren-
tätigkeit dienen, unter die Richtlinie 2004/17/EG,
hingegen fallen alle übrigen Aufträge unter die Ver-
fahren der Richtlinie 2004/18/EG (Rz 57/58).

7. Schlussbemerkung
Zu beachten ist, dass Auftraggeber ausschließlich bei
Vergabe eines Auftrags, der der Ausübung einer Sek-
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3.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden 2008
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torentätigkeit dient, in den Bereich der RL 2004/
17/EG fallen. Die Reichweite der RL 2004/17/EG ist
eng auszulegen, sodass nach den allgemeinen Regeln
für die Auslegung von Ausnahmebestimmungen ein
unmittelbarer Zusammenhang des konkreten Auf-
trages mit einer Sektorentätigkeit vorliegen muss, da-
mit dieser Auftrag als �Sektorenauftrag� qualifiziert
werden kann. Eine �Infektion� � wie im klassischen

Bereich nach der RL 2004/18/EG � kommt im Sek-
torenbereich ausdrücklich nicht in Betracht. Daraus
folgt, dass Auftraggeber, die gleichzeitig Sektoren-
auftraggeber und klassische Auftraggeber sind, ge-
eignete Maßnahmen zu treffen haben, damit die je-
weiligen Vergaberegime zur Anwendung gelangen.
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Oktober 2008 November 2008
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 107,6 107,3

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 119,0 118,7

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 125,2 124,9

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 163,8 163,3

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 254,6 253,9

Oktober 2008 November 2008
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 446,8 445,5

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 569,2 567,6

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 571,0 569,4

Der Index der Verbraucherpreise 2005 (Basis: Durchschnitt 2005 = 100) für
den Kalendermonat November 2008 beträgt 107,3 (vorläufige Zahl) und ist
somit gegenüber dem Stand für Oktober 2008 um 0,3 % rückläufig (Oktober
2008 gegenüber September 2008: � 0,1 %). Gegenüber November 2007 ergibt
sich eine Steigerung um 2,3 % (Oktober 2008/2007: + 3,1 %).
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